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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Gewährung eines Abschlages auf die Nachzahlungen nach 
der Neuordnung der gesetzlichen Rentenversicherungen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Monat November 1956 wird in der 
Rentenversicherung der Arbeiter, der Renten- 
versicherung der Angestellten und in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung zusätz- 
lich der Betrag einer Monatsrente einschließ- 
lich Kinderzuschuß gewährt. Die Zahlung gilt 
als Abschlag auf die sich aus der gesetzlichen 
Neuordnung der Rentenversicherungen für die 
Zeit bis 31. Dezember 1956 ergebenden Nach- 
zahlungen. Sie wird den Rentnern gewährt, 
die für den Monat November 1956 Anspruch 
auf Rente haben. 

§ 2 

Die Zahlung wird auf Leistungen der Un- 
fallversicherung, der Arbeitslosenhilfe, der 
Kriegsopferversorgung, aus dem Bundesent- 


Berlin, den 9. Oktober 1956 


Schädigungsgesetz sowie auf Unterhaltshilfe 
nach dem Lastenausgleichsgesetz und auf Für- 
sorgeunterstützung nicht angerechnet. Über- 
schreitet die Zahlung den Betrag der Nach- 
zahlung, so findet eine Rückforderung nicht 
statt. 

§ 3 

Die durch die Zahlung entstehenden Auf- 
wendungen werden von den Trägern der 
Rentenversicherung bevorschußt. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (BGBl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

§ 5 

Das Gesetz tritt am Tage seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Ollenhauer und Fraktion 
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